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Seniorenvertretung Bremen 
Nachrichten für Seniorinnen und Senioren 

  Klage 

Es  hat  sich  herumgesprochen,  dass  Sterbende in  jüngster Zeit  aus
Krankenhäusern  und  auch  aus  der  ambulanten  häuslichen  Pflege  in
Einrichtungen der stationären Kurzzeit-  und Verhinderungspflege verlegt  und
dort bis zu ihrem Lebensende versorgt werden. Dieses Vorgehen beim Umgang
mit schwerst- und sterbenskranken Menschen steht nicht im Einklang  mit den
gesetzlichen Zielen, weil die Kurzzeitpflege auf Rehabilitation abzielt und die
Verhinderungspflege  für  eine  vorübergehende  Entlastung  von  Angehörigen
sorgen soll. Deshalb klagt jetzt Mark Castens, der schon mehrere Petitionen in
Berlin und Bremen  wegen unzureichender Hospiz- und Palliativversorgung in
Deutschland und insbesondere im Land Bremen erfolgreich eingebracht hat,
vor dem Bundesverfassungsgericht.   (mehr auf Seite 2) 

Faktencheck zur Rentendiskussion

Das  Thema  Rente  hat  in  den
letzten  Wochen  nicht  nur  die
Printmedien  und  die  TV-Shows  be-
schäftigt.  Auch  die  Bremer
Seniorenvertretung  hat  sich  in  einer
Arbeitsgruppe des Arbeitskreises Senio-
renpolitik  und  Soziales  intensiver  mit
Fragen  einer  zukunftsfähigen
Rentenreform  auseinandergesetzt.  Als
Experte wurde Ingo Schäfer eingeladen,
Referent  für  Sozialversicherungs-  und
Steuerpolitik   bei  der  Arbeitnehmer-
kammer Bremen.  Kurz,    präzise    und

verständlich hat er  die möglichen Hand-
lungsfelder dargestellt:    Rentenniveau, 
Erwerbsminderung / Berufsunfähigkeit/
Reha, Absicherung bei Arbeitslosen und
Kindern,  Sozialausgleich  (niedrige
Löhne) /  niedrige Renten. Sein Referat
und seine  Aufzeichnungen bilden eine
Grundlage für die jetzt in der Bremer SV
laufenden  Diskussionen.  Der  DURCH-
BLICK  möchte  seinen  Leserin-
nen/Lesern  diesen  Faktencheck  nicht
vorenthalten.
                                       (mehr auf Seite 3) 

 In eigener Sache

Seit 9 Jahren wurde an der Gestaltung des DURCHBLICK wenig verändert.
Ein  Gespräch  des  Vorstands  und  der  AK-Sprecher  mit  Prof.  Axel  Kolaschnik
(Fakultät  Gestaltung,  Hochschule  Mannheim)  über  Öffentlichkeitsarbeit  veranlasst
die Redaktion, zur Umsetzung der vermittelten Tips in den nächsten Ausgaben ein
wenig zu experimentieren. Dazu benötigt die Redaktion für sich selbst Gelassenheit
am  PC  und  die  Mitarbeit  von  Delegierten,  die  Spaß  am  Fotografieren  und  am
Umgang mit  Bildverarbeitungsprogrammen haben.                         (mehr auf Seite 7)
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      Klage vor dem Bundesverfassungsgericht

In jüngster Zeit wird zunehmend bekannt,
dass  Sterbende  aus  Krankenhäusern  und  auch
aus  der  ambulanten  häuslichen  Pflege  in
Einrichtungen  der  stationären  Kurzzeit-  und
Verhinderungspflege verlegt und dort bis zu ihrem
Lebensende versorgt werden. Ein Grund dafür wird
vermutlich  der  Mangel  an  sachgerechter  Aus-
stattung  mit  Angeboten  der  Hospiz-  und
Palliativversorgung sein.  

Dieses  Vorgehen  beim  Umgang  mit
schwerst-  und  sterbenskranken  Menschen  steht
nicht im Einklang  mit den gesetzlichen Zielen, weil
die Kurzzeitpflege auf Rehabilitation abzielt und die
Verhinderungspflege  für  eine  vorübergehende
Entlastung von Angehörigen sorgen soll.

Das Gesetz zur Verbesserung der Hospiz-
und  Palliativversorgung  in  Deutschland  soll
bewirken, dass die Hospiz- und Palliativversorgung
mit  bestmöglicher medizinischer, psychischer und
sozialer  Betreuung  von  schwerst-  und  sterbens-
kranken  Menschen  flächendeckend  angeboten
wird.  Dieses Gesetz soll  die Hospiz- und Pallia-
tivversorgung  und  die  Spezialisierte  Ambulante
Palliativversorgung   auch in der Regelversorgung
der Gesetzlichen Krankenversicherung stärken. So
haben  z.B.  alle  anspruchsberechtigten
Versicherten  nach §39a SGB V  einen Anspruch
auf eine vollwertige Hospiz- und Pallitivversorgung
und  sind  zudem  als  Behinderte  im  Sinne  des
Sozialgesetzbuch  einzuordnen.

Die  Bremer Seniorenvertretung setzt  sich
seit  vielen  Jahren  für  die  bessere  Versorgung
Sterbender ein und hat dabei einen verlässlichen
Mitstreiter,  nämlich  Mark  Castens.  Er  hat  schon
mehrere Petitionen in  diesem Zusammenhang in
Berlin  und  Bremen  erfolgreich  eingebracht  und
klagt  jetzt  gegen  die  Fehlentwicklung  vor  dem
Bundesverfassungsgericht.  Damit  will  er  darauf
aufmerksam  machen,  dass  das  Gesetz  zur
Verbesserung der Hospiz- und Palliativversorgung
in  Deutschland  reichlich  wenig  Berücksichtigung
bei der Versorgung schwerst- und sterbenskranker
Menschen  findet,  wenn  diese  statt  in  Hospizen
oder  Palliativstationen  in  den  stationären  Ein-
richtungen der Kurzzeit- und Verhinderungspflege
untergebracht  werden.  Dieses  Verfahren,  an-
spruchsberechtigte  Versicherte  mangels   ausrei-
chender Angebote von stationären Hospizen und
Palliativstationen in der stationären Alten- und Ver- 
hinderungspflege  zu  versorgen,  praktiziert  man
nicht  nur  in  ländlichen  Gebieten,  wo  bisher  nur
wenige  spezifischen  Versorgungseinrichtungen
bereitstehen, sondern auch in Stadtregionen. 

Eine  unbekannte  Vielzahl  an  anspruchs-
berechtigten  Versicherten  in  der  Bundesrepublik
Deutschland  verstirbt  im  Rahmen  dieser  Versor-
gung  in  Einrichtungen  der  Kurzzeit-  und  Ver-
hinderungspflege.  Sie  werden  gegenüber  denen,

die  in  den  stationären  Hospizen  oder  auf
Palliativstationen versterben, nicht nur pflegerisch,
sondern  auch  wirtschaftlich  benachteiligt.  Somit
findet  real  eine  Ungleichbehandlung  der  an-
spruchsberechtigten  Versicherten  statt,  obgleich
das Grundgesetz im Artikel 3 darauf verweist, dass
niemand wegen seiner Behinderung benachteiligt
werden darf. 

In  einem  Schreiben  vom  22.4.2016  teilt
das  Bundesverfassungsgericht  die  Annahme  der
Klage  und  damit  die  Aufnahme  in  das  Ver-
fahrensregister  und  die  Übersendung an  die  zu-
ständige  Richterkammer  mit.  Die  Bremer  Senio-
renvertretung  wünscht  Mark  Castens  viel  Erfolg!

  Gerd Feller

Gemeinschaftliches Wohnen  im Alter
Bremen braucht bezahlbaren Wohnraum 

Seit  rund  20  Jahren
entstehen  in  Deutschland
immer  mehr  Initiativen
gemeinschaftlichen Wohnens.
In  ihnen  schließen  sich
Interessierte  zusammen,  die
in  sozial  verlässlichen
Nachbarbarschaften  leben
möchten. Es gibt diese Wohn-

      Johanne Thurn       formen   mit      verschiedenen
                           Ausrichtungen: im Eigentum, in
selbstorganisierten  Genossenschaften  und  zur
Miete. Inzwischen denken immer mehr Menschen
über diese neuen Wohnformen  nach, damit  sie
im  Alter  weiterhin  selbstbestimmt  und  sozial
integriert leben können. 

Seit  2  Jahren  vertritt   das  "Forum Ältere
Menschen  Bremen  e.V."  in  Bremen  durch  eine
ehrenamtliche  Kraft  das  "Forum  Gemeinschaft-
liches Wohnen e.V., Bundesvereinigung". Sie und
einige  Mitstreiter/-innen  wenden  ihre  Aufmerk-
samkeit  insbesondere  den  Menschen  zu,  die
darauf  angewiesen  sind,  zur  Miete  zu  wohnen.
Es  betrifft  überwiegend  Alleinstehende,  die  nur
über geringe Einkünfte verfügen, deren Wohnun-
gen  nicht  barrierefrei  sind  und  die  den  Wunsch
haben,  gemeinsam  -  nicht  einsam  -  älter  zu
werden.

Unter  gemeinschaftlichem  Wohnen  ver-
steht  die  Gruppe,  dass  jeder  Mieter  über  eine
eigene kleine – barrierefreie - Wohneinheit von ca.
50 -  60 qm verfügt  und dass für alle zentral  ein
Gemeinschaftsraum  für  gemeinsame  Aktivitäten
existiert.

Was spricht für dieses Wohnmodell? Es ist
eine  nachhaltig  wirkende  Antwort  auf  die  vielen
offenen  Fragen  des  demografischen  Wandels  in
Bremen.  Es  hat   Präventionsfunktion, die verhin-
                                 (Fortsetzung auf Seite 3) 
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dert, dass Ältere isoliert werden und  in ihren Miet-
wohnungen  vereinsamen.  Gemeinsam  in  einer
Hausgemeinschaft aktiv miteinander zu leben und
sich  gegenseitig  zu  unterstützen,  macht  es
möglich, lange am gesellschaftlichen Leben teilzu-
haben. Die am gemeinschaftlichen Wohnen Inter-
essierten lernen sich erst kennen und loten aus, ob
und  wie  sie  in  einer  Wohngemeinschaft  leben
wollen, bevor sie in eine Mietwohnung einziehen. 

  Es gibt  sehr  viele Beispiele in anderen
Bundesländern, die
diese  Qualität  des
Zusammenlebens
auszeichnet.  Die
so-genannten
"jungen  Alten"  ab
60  Jahre  haben
sich  seit  2  Jahren
im „Forum für Ge-
meinschaftlisches

     (Foto:G.Münchmeyer-Elis)         liches Wohnen" (Breit-
enweg 1,  28195 Bremen) getroffen, sich beraten
lassen  und  sachkompetente  Bürgerschafts-
abgeordnete  zu  ihren  Treffen  eingeladen.  Dabei
wurde  festgestellt,  dass  die  Eingeladenen  über
diese  Wohnform  wenig   informiert  sind  und  die
Vorteile  nicht  kennen.  Das  bestätigte  sich
insbesondere  in  den  schriftlichen  Antworten  der
Baubehörde  auf  den  Fragenkatalog  des
baupolitischen Sprechers der SPD, die in 2/2015
öffentlich  gemacht  wurden,  sowie  in  der  Antwort
des  Senats  auf  die  kleine  Anfrage  der  CDU-
Fraktion (Drucksache 18/03 vom 24.03.15).

Unsere  Treffen  mit  den  politischen  Ver-
tretern haben gezeigt,  dass wir  in  der Politik  mit
unserem nachhaltigen  Anliegen,  gemeinschaftlich
wohnen zu wollen, nicht wahrgenommen werden.
Das  wollen  wir  ändern,  denn  Alleinsein  macht
krank.  Aber  wir  wollen  miteinander  leben,  uns
gegenseitig unterstützen und eine aktive Nachbar-
schaft  pflegen,  die  die  seelische  Gesundheit
fördert  und  Vereinsamung  ausschließt.  Darin
sehen  wir  ein  sinnvolles  Instrument  und  eine
Antwort  auf  die  vielen  Fragen  der  alternden
Gesellschaft.

Wir wollen uns dafür einsetzen, dass das
Wohnmodell  "Gemeinschaftliches  Wohnen  zur
Miete“ im Altenplan der neuen Bürgerschaft bzw.
im neuen Koalitionsvertrag verankert wird. Und wir
benötigen  eine  Beratungs-  und  Koordinierungs-
stelle, die es in allen anderen Bundesländern und
vielen größeren Städten seit vielen Jahren gibt und
die  von  den  Landesregierungen  unterstützt  wer-
den.  In  vielen  Bremer  Stadtteilen  gibt  es  Wohn-
projektgruppen, die nichts voneinander wissen. 

Dagegen  gibt  es  für  Baugemeinschaften
mit  Eigenkapital,  die  gemeinschaftlich  wohnen
wollen,  seit  08/2013 beim SUBWE eine Kontakt-
stelle.  Von  den  am  gemeinschaftlichen  Wohnen

interessierten Mietern können allerdings nur 30%
ihren Wunsch mit  Eigenkapital  verwirklichen!  Wir
fordern daher die Politik über eine Petition an die
Bremische Bürgerschaft auf, 

 sich mit dem Thema "Gemeinschaftliches
Wohnen"  zur  Miete  zu  befassen  und  im
Altenplan der neuen Bürgerschaft bzw. im
neuen Koalitionsvertrag zu verankern,

 entsprechenden  Wohnraum  zu  schaffen
und  die  Projektgruppen  zu  unterstützen
sowie

 eine öffentliche Beratungs-  und Koordinie-
rungsstelle einzurichten, wie es sie in allen
Bundesländern und vielen großen Städten 
gibt, da diese Aufgabe nicht ehrenamtlich 
zu leisten ist.

            Johanne Thurn

     Zur Rentendiskussion

In den letzten Wochen hat
sich  die  Bremer  Senioren-
vertretung  in  einer  Arbeitsgruppe
des Arbeitskreises  Seniorenpolitik
und Soziales intensiver mit Fragen
einer  zukunftsfähigen  Renten-
reform  auseinandergesetzt.  Als

Experte wurde Ingo Schäfer eingeladen, Referent
für   Sozialversicherungsfragen  und Steuerpolitik
bei  der  Arbeitsnehmerkammer  Bremen.  Kurz,
präzise und verständlich hat er für die SV Bremen
die möglichen Handlungsfelder dargestellt. 
(Abb.: Statist. Jahrbuch BA 2010)

Sein  Referat  und  seine  Aufzeichnungen
bilden  eine  Grundlage  für  die  jetzt  in  der  SV
Bremen  laufenden  Diskussionen.  Der  DURCH-
BLICK  möchte  seinen  Leserinnen/Lesern  die
Ausführungen  von  Ingo  Schäfer  dazu  nicht
vorenthalten:

1. Rentenniveau
1.1 Problemlage: Zentrale  Frage  eines
„leistungsorientierten Rentensystems“ ist das Ren-
tenniveau  als  definiertes  Verhältnis  zwischen
Standardrente  und  Durchschnittslohn.  Nach  gel-
tender  Rechtslage  soll  dieses  Niveau  kontinuier-
lich sinken. Damit verlieren die Renten und Ren-
tenansprüche gegenüber den Löhnen konstant an
Wert.  Die  private  Vorsorge  kann  dies  nicht
ausgleichen. 
1.2 Forderung:  Die Stabilisierung oder gar
Erhöhung  des  Rentenniveaus  erscheint  daher
unerlässlich. Viele andere Maßnahmen laufen ins
Leere  oder  verlieren  ihren  Zweck,  wenn  das
Rentenniveau weiter sinkt (vgl. Johannes Steffen,:
Zum Diskurs um das Niveau der Renten und das
Rentenniveau,  (http://www.portal-sozialpolitik.de/
rente/fuer-eine-rente-mit-niveau).
1.3 Koalitionspartner: Geteilt  wird  dies  (in
unterschiedlichem  Maße)  von  Gewerkschaften,
Arbeitnehmerkammer, SPD,  DIE  LINKE,  BÜND-
 (Fortsetzung auf Seite 4)

http://www.portal-sozialpolitik.de/
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NISS 90/DIE GRÜNEN,  CDA  und  von  Sozialver-
bänden (SoVD, VDK, VS, Paritäter).
1.4 Ebene:  Grundsätzlich ist hier der Bundes-
tag alleinentscheidend. Allerdings stehen der Lan-
desregierung  Initiativanträge  im  Bundesrat  offen.

                                               
2.  Erwerbsminderung/Berufsunfähigkeit/Reha
2.1 Problemlage:  Bei  steigender  Erwerbs-
beteiligung  Älterer  sowie  bei  steigender  Alters-
grenze  drohen  vermehrt  Beschäftigte  heraus  zu
fallen, da sie aus gesundheitlichen Gründen nicht
mehr weiter arbeiten können. Neben dem Primat
der Reha besteht insbesondere bei Erwerbs-, aber
auch  bei  Berufsunfähigkeit  großer  Nachbesse-
rungsbedarf.  Einerseits  deshalb,  weil  nur  wenige
privat vorsorgen, und andererseits, weil auch hier
die Leistungen sinken (sinkendes Rentenniveau). 
2.2        Forderung:
a) Finanzdeckel bei Reha streichen,  Reha
nach Bedarf. 
b) Erwerbsminderung:    konkret „Abschläge“
streichen.  Bei  Erwerbsminderung  und  Berufsun-
fähigkeit existieren verschiedene Vorschläge, aller-
dings keine  „perfekte  Lösungen“.  Detailproble-
me  und  offene  Fragen  machen  das  Thema
schwierig.
2.3 Koalitionspartner: Sozialverbände,  Ge-
werkschaften  und  viele  Parteien.  Wenig  harte
Forderungen (am ehesten IG BAU).
2.4        Ebene: Auch Bundesebene, Landesregie-
rung mit Initiativrecht im Bundesrat.

3. Absicherung bei Arbeitslosen und Kindern
3.1 Problemlage: Bei  Langzeitarbeitslosigkeit
werden mittlerweile keine Rentenansprüche mehr
aufgebaut. Dies führt schnell zu großen Lücken im
Verlauf. Bei der Kindererziehung sind  Leistungen
eigentlich  umfangreich,  stehen  aber  pro  Monat
immer nur einem Elternteil zu. „Partnerschaftliche
Teilung“  von  Erziehung  und  Erwerbsarbeit  ist
rententechnisch daher kaum möglich. 
3.2 Forderung: Langzeitarbeitslosigkeit  muss
besser abgesichert  werden.  Konkrete  Vorschläge
wären  hier  entweder  auf  einem  niedrigen
„Einheitsniveau“  (Lücke  zu  Einkommen  davor/
danach unterschiedlich  groß)  oder aber eine  am
„eigenen  Standard“  orientierte  Absicherung  (wer
davor/danach  mehr  verdient  hat,  bekommt  auch
relativ mehr – „Lücke“ dafür bei allen relativ gleich).
Kindererziehungszeiten sollten auch hälftig teilbar
gestaltet werden.
3.3 Koalitionspartner: Erwerbsloseninitiativen,
Sozialverbände,  Gewerkschaften  und  viele  Par-
teien. Forderungen sind sehr unterschiedlich, keine
gemeinsame  Linie  erkennbar.  Zur  „partner-
schaftlichen  Teilung  der  Kindererziehungszeiten“
gibt  es  keine  größeren  Ausarbeitungen/Forde-
rungen.
3.4  Ebene: Auch Bundesebene, Landesregierung 

mit Initiativrecht im Bundesrat.
4.         Sozialausgleich (geringe Löhne)/

niedrige Renten
4.1 Problemlage: Die  Rente  ist  dem  Grunde
nach beitragsbezogen. Sie spiegelt also sowohl die
Lohnhöhe (bezogen auf das Durchschnittseinkom-
men des jeweiligen Jahres) als auch die Beitrags-
dauer wider. Wer nur kurz einzahlt und/oder einen
geringen Monatslohn hat, bekommt auch nur eine
geringe Rente.  Gegenmaßnahmen sollten hierbei
"ursachenadäquat"  sein.  Zu  unterscheiden  und
unterschiedlich zu bewerten wären daher folgende
Sachverhalte:
a) Niedrige  Stundenlöhne  vs.  niedrige  

Monatslöhne
Die  Rentenversicherung  betrachtet  nur  den
beitragspflichtigen  Monatslohn  und  berechnet
daraus  Rentenansprüche.  Der  Monatslohn  kann
jedoch  aus  zwei  (einhalb)  Gründen  niedrig  sein,
erstens  wegen geringem Stundenlohn,  zweitens
wegen  Teilzeit,  geringem  Stundenumfang.  Im
schlimmsten  Falle  sogar  Teilzeit  bei  niedrigem
Stundenlohn. Sozialpolitisch  macht  es  jedoch
einen Unterschied, ob eine Person einen geringen
Stundenlohn  bekommt oder (freiwillig)  in Teilzeit
arbeitet (ggf. bei hohem Stundenlohn). Hier kommt
auch der halbe Grund hinzu, Teilzeit ist nicht immer
freiwillig. 
b) Versicherte  vs. nichtversicherte Zeiten 
Wer keine versicherte Beschäftigung ausübt, zahlt
erst  mal  auch  keine  Beiträge.  Dies  führt  zu
"Lücken"  im  Versicherungsverlauf.  Aus  sozial-
politischen  Gründen  sollten  "anzuerkennende"
Lücken  (Arbeitslosigkeit,  Krankheit,  Kindererzie-
hung  etc.)  jedoch  nicht  zum  Nachteil  der  Versi-
cherten sein. Probleme bereiten hier insbesondere
die  Ausbreitung  versicherungsfreier  (Solo-)  Selb-
ständiger. 
c) Armutsfestigkeit vs. Armutsvermeidung
Bei  allem  Gerechtigkeitsbedarf  muss  die  Frage
unterschieden werden, ob die Rentenversicherung
"strukturell Armut vermeidet" oder ob sie individuell
Armut  bekämpft.  In  der  Debatte  um  Armuts-
festigkeit  soll  der Rentenversicherung oftmals die
Funktion  der  Armutsbekämpfung  zugeordnet
werden, welche jedoch letztlich mit Bedarfsprüfung
verbunden wäre. 
4.2 Forderung:
zu a)        Niedrige Stundenlöhne sollten/könn-
ten  analog  der  "Rente  nach  Mindest-
entgeltpunkten" aufgestockt werden (Finanzierung
über  Steuern/Zuschläge  des  Arbeitgebers  auf
geringe Stundenentgelte).  Freiwillige Teilzeit  wäre
sozialpolitisch nicht auszugleichen. Viele Fälle der
unfreiwilligen  Teilzeit  werden/können  im  Rahmen
der Kindererziehung/Pflege ausgeglichen werden.
Schwierig ist eine Regelung für Personen die trotz
gegenteiligem  Wunsch  keine  Vollzeitstelle  finden
                         (Fortsetzung auf Seite 5)
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(eventuell  über  eine  Meldung  bei der Agentur für
Arbeit  -  "suche Vollzeitstelle"  -  mit  nachgewiese-
nem und ernsthaftem Bemühen versicherbar).
zu b)     Neben dem unter 3) Absicherung bei
ALO / KIndererziehung Gesagtem, müsste es hier
vor  allem  Richtung  "Erwerbstätigenversicherung"
gehen,  und zwar in einem ersten Schritt  mit  der
Rentenversicherungspflicht aller nicht obligatorisch
abgesicherten Selbstständigen.
zu c)           Würden hier die beschriebenen Punkte
umgesetzt  (als  Gesamtpaket),  also  höheres
Rentenniveau/Leistungsziel, Nachbesserungen bei
Kindererziehung  und  Ausgleich  bei  geringem
Stundenentgelt  etc.,  dann  wäre  die
Rentenversicherung  "strukturell"  Armutsfest.  Soll
heißen,  bei  typischen Lebensverläufen käme am
Ende eine Rente heraus, die regelmäßig oberhalb
des  Grundsicherungsbedarfs  liegen  wird.  Im
Einzelfall  ist  dies  jedoch  nicht  zu  gewährleisten.
Reicht  die  Rente  im  Einzelfall  nicht  aus  (bspw.
wegen  höherem  Bedarf  auf  Grund  einer  Behin-
derung),  muss  die  Grundsicherung  einspringen,
welche  den  Bedarf  individuell  in  voller  Höhe
abdeckt.  Dazu  müsste  aber  die  Grundsicherung
entstigmatisiert werden und der Regelsatz müsste
angemessen festgesetzt werden. 
4.3 Koalitionspartner: 
Sehr  unterschiedlich.  Allerdings  will  die  Bundes-
regierung mit  der "solidarischen Lebensleistungs-
rente" dieses Thema angehen. Auch Grüne, Linke,
CDA, Sozialverbände und Gewerkschaften haben
zu diesen Punkten Forderungen, die  sich jedoch
zum Teil erheblich unterscheiden. 
4.4 Ebene: 
Armut im Alter ist sicherlich die lokalste, weil indi-
viduell sicht- und spürbare Folge des bestehenden
Systems.  Hier  kann  auch  über  die  Träger  der
Sozialhilfe und die Landesregierung vor Ort einiges
erreicht  werden  ("Sozialtickets",  Vergünstigungen
bei  Kultureinrichtungen,  günstiger  Wohnraum/
sozialer Wohnungsbau).
(Quelle: Ingo Schäfer, Referat bei der SV Bremen, März 2016)

Anmerkung der Redaktion: Der Durchblick wird auch über die
Ergebnisse  der  Arbeitsgruppe  „Rente“  der  SV  Bremen
berichten.                                                          Gerd  Feller

 

 Ein wenig mehr Zurückhaltung täte gut!
Die  Behauptung  der  ZDF-Moderatorin

Maybrit Illner in ihrer Talkshow am 21.04.2016, die
Kriminalitätsrate im Bremer Stadtteil Vahr sei sehr
hoch und die  Menschen lebten dort  nicht  gerne,
halte ich für diskriminierend, insbesondere für die
vielen Ehrenamtlichen, die in diesem Stadtteil zum
Wohle seiner Einwohner tätig sind. Ich wohne mit
meiner Frau seit 25 Jahren dort. Wir wohnen gerne
in der Vahr, und  das gilt auch für viele Mitbürger/-

innen.  Da  ich  mich  im  Stadtteil  ehrenamtlich
engagiere,  kann  ich  die  Situation  sicher  besser
beurteilen als Frau Illner.   Die Kriminalitätsrate ist
nach  Auskunft  des  leitenden  Polizeikommissars
niedriger  als  in  den  meisten  anderen  Bremer
Stadtteilen.  Es  wäre  für  Frau  Illner  angebracht
gewesen, die Jubiläumsveranstaltung der „Vahrer
Löwen“  am  17.03.16  im  Bürgerhaus  Vahr  zu
besuchen und zu  sehen,  welcher  Zusammenhalt
zwischen den  Menschen in  der  Vahr  besteht.  In
der  heimischen Presse wurde die  Sozialarbeit  in
der Vahr als vorbildlich für die Stadt beschrieben.
Müssen wir Bürger uns von einer öffentlich recht-
lichen Fernsehanstalt  solche Sendungen gefallen
lassen?  Eine Beschwerde beim Rundfunkrat ist in
Vorbereitung.                         Ernst Benthien, Bremen

1. Am 29.04.2016 trafen sich Vorstand und Arbeits-
kreissprecher  mit  Axel  Kolaschnik,  der  an  der
Hochschule  Mannheim  als  Professor  für  Gestal-
tung  lehrt.  Er  referierte  zum  Thema  Öffentlich-
keitsarbeit und  gab  der  SV  Bremen  wertvolle
Hinweise  für  eine  wirkungsvollere  Präsentation
ihrer  seniorenpolitischen  Arbeit.  Die  SV  Bremen
müsse  sich  als  Marke  verstehen  und  darstellen.
Das  setze  die  Beantwortung  von  drei  Fragen
voraus: Was ist die SV? Was kann sie? Was will
sie?  Dabei  müsse  man  selbstverständlich  die
Aufgaben  einer  Interessenvertretung  und  die
Erwartungen  der  zu  vertretenden  Menschen
berücksichtigen. Es gab auch einige Tips für eine
etwas  modernere  Gestaltung  des  DURCHBLICK
(vgl. dazu Beitrag auf Seite 7).  Im Juli 2016 wird
Professor Kolaschnik für dieselbe Teilnehmerrunde
einen Workshop durchfühen, der dann das Thema
Darstellung  der  SV  Bremen  in  der  Öffentlichkeit
detaillierter behandeln wird. 
2. Ende  letzten  Jahres  beschloss  der  Vorstand,
zusammen  mit  den  Arbeitskreissprechern  eine
Klausurtagung,  auf der  man  allgemeine organi-
satorische  und  inhaltliche Fragen  der  letzten Zeit
                                (Fortsetzung auf Seite 6) 

Das Seniorenforum ist eine Rubrik, die allen interes-
sierten  Mitgliedern  der Seniorengeneration die  Mög-
lichkeit bietet, ihre Meinungen und Gedanken vorzu-
tragen.  Die  Beiträge werden von der  Redaktion aus
den Zuschriften ausgewählt,  können gekürzt werden
und geben die persönliche Auffassung  ihrer Verfas-
ser  wieder.   Voraussetzung für  die  Veröffentlichung
ist, dass der Name des Autors genannt wird und des-
sen  postalische Adresse vorliegt. Ein Anspruch auf
Veröffentlichung besteht nicht.

Seniorenforum

Aus dem Vorstand

 Aus der Senioren-
Vertretung in der

 Stadtgemeinde Bremen
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             (Fortsetzung von Seite 5)
klären wollte. Diese Veranstaltung fand am 30.April
2016  statt.  Das  Deutsche  Rote  Kreuz  hat  uns
dankenswerterweise  dafür  einen  Tagungsraum
überlassen.  Unser  Dank  gilt  auch  Karin  Markus,
die sich an diesem Tag bestens um die Versorgung
gekümmert hat. 

Die  Beratung durch Professor  Kolaschnik
veranlasste  die  Runde,  die  Tagesordnung  auf
dessen  Fragestellungen  zuzuschneiden.  Es  ging
also  nicht  so  sehr  um  eine  Aufarbeitung  der
Vergangenheit,  sondern  um  die  Gestaltung  der
Zukunft.  Die  Beantwortung  der  3  Fragen,  „Was
sind  wir?“,  „Was  können  wir?“  und  „Was  wollen
wir?“  standen im Mittelpunkt.  Dabei  spielte  auch
die Weiterentwicklung der Öffentlichkeitsarbeit eine
wichtige  Rolle.  Auf  die  Ergebnisse  im  Einzelnen
soll hier nicht weiter eingegangen werden. Sie sind
aber  einzusehen  im  Protokoll  der  Klausurtagung
und sie werden auf dem geplanten Workshop im
Juli  sicher  noch  weiter  behandelt  und  ergänzt
werden.

Es  wird  außerdem  eine  Arbeitsgruppe
Satzung gebildet, die sich intensiv darum kümmert,
die  SV-Satzung  an  zukünftige  Notwendigkeiten
anzupassen. 
3. In  einem Gespräch  mit  Staatsrat  Fries  wurde
festgelegt,  dass  die  SV  Bremen  im  Landes-
pflegeausschuss  2 Sitze hat, bei Abstimmungen
aber  nur  1  Stimme.  Frau  Scharff  (Bremen)  und
Herr Niehaus(Bremerhaven) nehmen für die Bre-
mer  und  Bremerhavener  Seniorenvertretungen
diese Sitze ein.   
4.   Der  Vorstand  hat  am 4.5.2016  beschlossen,
den Vorschlag der Arbeitsgemeinschaft Pflege und
Wohnen zu übernehmen, die ehrenamtlichen Mit-
wirkungsorgane in  Altenwohn- und -pflegeheimen
dadurch  zu  stärken,  dass  für  Bremen  eine
Ständige, unabhängige Konferenz   der Bewoh-
nerbeiräte und Bewohnerfürsprecher   geschaf-
fen und auch in  der  Heimmitwirkungsverordnung
verankert wird. Sie sollte aus Vertreter/-innen der
Ehrenamtlichen  in  den  23  Bremer  Stadtteilen
bestehen.  Darüber  wird  in  der  Juli-Ausgabe  des
DURCHBLICK  ausführlicher  berichtet.  Der
Vorstand  hat  hinsichtlich  dieser  Angelegenheit
bereits ein Schreiben an die Sozialsenatorin und
an die Bürgerschaftsfraktionen gerichtet.
5. Der Vorstand hat sich am 8.5.16 mit dem letzten
Bericht  der  Bundesarbeitsgemeinschaft  der
Seniorenorganisationen (BAGSO)  beschäftigt
und Herrn Ekkehard Grimm beauftragt, in Zukunft
den  Kontakt  der  SV  Bremen  zur  BAGSO  zu
pflegen.

Programme/Öffentlichkeitsarbeit
Der AK tagte am 10.Mai 2016. Nach einem kurzen

Bericht  über  den Sachstand  zum Thema Öffent-
lichkeitsarbeit wurde konkreter über Möglichkeiten
der zukünftigen formalen Gestaltung des DURCH-
BLICK diskutiert (vgl. Beitrag S,7). Der Vorschlag,
zur  Arbeitsteilung  zukünftig  eine  Redaktion  zu
bilden,  wurde  vom AK einstimmig  angenommen.
Das  Team  Messe  hat  sich  bereits  etabliert  und
übernimmt alle Arbeiten, die mit der Präsenz der
SV  Bremen  auf  seniorenrelevanten  Veranstal-
tungen (z.B. InVita, Aktivoli, Tag der älteren Gene-
ration)  zusammenhängen.  11  Delegierte  machen
hier mit, Herr Gosau koordiniert die Arbeiten.

        

 Aus den Arbeitskreisen

   Neue Ganoventricks im Internet
Seit kurzer Zeit geistern Aufforderungen ver-
schiedenster  Bankgruppen,  z.B.  Commerz-
bank,   Hypovereinsbank,  Deutsche  Bank
oder Volksbanken und Raiffeisenbanken, im
Internet  herum. Online-Bankkunden werden
aufgefordert,  innerhalb  von  14  Tagen  ihre
Kreditkarte zu bestätigen, weil angeblich das
System  umgestellt  worden  sei.  Ansonsten
würde  die  Kreditkarte  gesperrt  und  eine
Bearbeitungsgebühr vom Konto abgebucht. 
Damit versuchen die Ganoven, an die Konto-
und  Bankleitzahlen  zu  kommen  und
abkasssieren zu können. Fallen Sie nicht auf
solche Mails herein, auch dann nicht, wenn
sie  formal  den  Schreiben  der  Banken
gleichen  und  sogar  mit  einem  Firmenlogo
Echtheit vortäuschen.
Allen Bankkunden wird geraten, keine Bank-
daten freizugeben und sofort ihre Bank über
die  Betrugsversuche  zu  informieren.

               Ernst Benthien

 
Falsche Hilfsbereitschaft

Vorsicht,  wenn  eine  Frau  an  der
Wohnungstür  älteren  Menschen  Hilfsbereit-
schaft  anbietet.  Sie  gibt  sich  als  Haus-
haltshilfe aus. Wenn sie hinein kommt, ver-
wickelt  sie  den/die  Bewohner/-in   in  ablen-
kende Gespräche. Währenddessen schleicht
sich eine andere  Person ein und klaut, was
sie an Brauchbarem findet.     Die Polizei rät:
-  Keine fremden Personen in die Wohnung
lassen.
-  Die  Geldbörse  und  andere  Wertgegen-
stände sollten nicht offen im Flur liegen. 
-  Die  Haustür  sollte  man  selbst  schließen,
damit  keine  weiteren  Personen  unbemerkt
die Wohnung betreten. 
-  Haushaltshilfen werden  in  der  Regel  von
autorisierten  Einrichtungen  und  nur  auf
Antrag vergeben. 
-  Keine Dienstleistungsgeschäfte persönlich
und/oder an der Haustür abschließen.
 (Polizei-Info Nr.24, Mai 2016,  Polizeiinspektion Süd)
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                                                      In eigener Sache

Seit 2007 hat sich das Gesicht des DURCHBLICK, des Nach-
richtenorgans der  Seniorenvertretung Bremen,  so gut  wie  gar
nicht  verändert.  Damals lebte noch Fritz Bauchwitz,  der diese
kleine Senioren-Zeitschrift 1999 gegründet hat und der mich bat,
ihn langsam abzulösen und die Redaktion zu übernehmen. Der
Vorstand willigte  zu  Beginn  der  neuen Legislaturperiode  ein,

und wir   gaben uns  Mühe,  den  DURCHBLICK im Rahmen unserer  Möglichkeiten  formal  und inhaltlich
ansprechend zu gestalten. Viel zu früh verstarb  Fritz Bauchwitz 2009 und die Redaktion lag in meiner Hand.
Das Problem, mit dem wir uns bis dahin herumschlagen mussten, nämlich schreibfreudige Mitarbeiter und
sonstige Medienprofis im Kreis der Delegierten zu finden, blieb bestehen. Außerdem sind von der Redaktion
aus finanziellen Gründen für Seitenzahl und Umfang jeder Auflage Beschränkungen zu beachten. Trotzdem
gelang es, vor allem durch die Nutzung des Internets die Auflagenzahlen  erheblich zu steigern und den
DURCHBLICK auch über Bremen hinaus bekannt zu machen. Inzwischen wird  die Redaktion auch von
Bernd  Gosau  unterstützt,  der  journalistische  Erfahrungen  einbringt,  und  es  gibt  einige  Delegierte,  die
dankenswerterweise Beiträge leisten.  

Nun lässt sich aber nicht verleugnen, dass sich innerhalb von 9 Jahren die Ansprüche der Leser/-
innen und damit auch ihre Wahrnehmung des DURCHBLICK verändert haben. So steht die Frage nach der
Wirksamkeit  unserer  Öffentlichkeitsarbeit  immer  wieder  im  Raum.  Dieses  Thema beschäftigte  auch  die
Klausurtagung des Vorstands und der Arbeitskreissprecher, die  am 30.04.16 stattfand. Am Tage vorher saß
das Team mit einem dafür zuständigen Experten zusammen, nämlich mit Prof. Axel Kolaschnik (Hochschule
Mannheim).   Er  gab uns wertvolle  Hinweise für  eine effektivere Öffentlichkeitsarbeit,  die  sich selbstver-
ständlich  nicht  nur  für  den  DURCHBLICK  anbietet.  Aber  dessen  Redaktion  glaubt,  trotz  des  für  die
Publikationen gesetzten Rahmens einiges verändern zu können. 

         Um die Marke DURCHBLICK zu verbessern, sind 3 Fragen zu beantworten:
     1.Was ist der DURCHBLICK?   2. Was kann er?   3. Was will er, und was wollen die Leser/-innen?  
In aller Kürze zu diesen Fragen:
1. Er ist ein in seinem Outfit und Inhalt unabhängiges, kostenloses, monatliches  Nachrichtenorgan für
    Bremer Seniorinnen/Senioren.
2. Er kann alten Menschen signalisieren, dass für sie in Bremen eine spezielle, sehr aktive Interessenver-
    tretung existiert. Er kann ihre Anliegen in die Öffentlichkeit tragen. Er berichtet über die Arbeit der SV 
    Bremen und vermittelt damit viele  altersrelevante Informationen. Er kann dazu beitragen, alte Menschen  
    an politischen und gesellschaftlichen Angelegenheiten teilnehmen zu lassen und ihre Erfahrungen für die
    Nachwelt zu  transportieren. Er kann auch zur Unterhaltung alter Menschen beisteuern.
3. Das, was der DURCHBLICK kann, möchte er noch besser als bisher umsetzen, und dazu müssen/wollen
    wir ihn abwechslungsreicher, vielleicht auch unterhaltsamer gestalten.

Es fehlen allerdings einige grundsätzliche Voraussetzungen, die geschaffen werden müssten. Ich bin
nicht mehr der Jüngste, und Umgestaltungen lassen den bisherigen Arbeitsanfall noch ansteigen. Stoff ist
reichlich  vorhanden.  Aber  es  fehlt  noch  an  direkten  Recherchen.  Außerdem müsste  die  Bildgestaltung
professionalisiert  werden.  Dazu  brauchten  wir  Fachleute  oder  interessierte  Laien  aus  dem  Kreis  der
Delegierten, die Spaß am Fotografieren und an der Bildgestaltung/Bildbearbeitung  am PC haben.   Es wäre
auch  gut,  wenn  wir  zur  Bearbeitung  für  einzelne  Bereiche,  z.B.  für  regionale  oder  überregionale
Informationen,  jeweils  spezielle  Mitarbeiter/-innen  hätten.  Kurz,  es  geht  darum,  ein  arbeitsteiliges,
ideenreiches, zuverlässiges  Redaktionsteam zu bilden, damit der DURCHBLICK auch dann, wenn jemand
ausfallen  sollte,  kontinuierlich  am  Monatsanfang  erscheint  und  noch  besser  als  lesenswertes
Nachrichtenorgan  wahrgenommen wird.    Wie man an dieser  Ausgabe sieht,  habe  ich  schon mit  dem
Experimentieren  begonnen.  Wer  von  den  Delegierten   also  an  der  zukünftigen  Gestaltung  des
DURCHBLICK mitarbeiten möchte, scheue sich nicht, Herrn Gosau oder mich anzusprechen. Es müsste
ebenso die Frage geklärt werden, ob wir externe ehrenamtliche Mitarbeiter/-innen einbeziehen können.  

                                            Portraits „Mit über 80 Jahren“
Die Stiftung ProAlter für Selbstbestimmung

und Lebensqualität setzt sich seit 2007 bundesweit
für Selbstbestimmung und Lebensqualität im Alter
ein.  Um  neue  Altersbilder  bekannt  zu  machen,
sammelt sie nun  Portraits und Reportagen  über
Menschen, die sich noch mit über 80 Jahren aktiv
im  Generationenverbund  und/oder  Gemeinwesen

einbringen.  Aus  dieser  Sammlung  sollen  zum
10jährigen  Bestehen  der  Stiftung  ausgewählte
Beiträge veröffentlicht werden.

Alle Zeitungs- und Zeitschriften-LeserInnen
sind  eingeladen,   ihnen  bekannt  gewordene
Berichte  an  die  Stiftung  zu  senden,  egal,  in
welchem Bereich sich die  portraitierten  Menschen
                         (Fortsetzung auf Seite 8)

  Zur Diskussion gestellt

        von Gerd Feller
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engagieren  –  ob  im  Sozialen,  in  der  Kultur,  im
Sport   oder  anderen Bereichen.  Erste  Beispiele
finden  sich  auf  der  Homepage  der  Stiftung:
www.stiftung-pro-alter.de >  Projekte.  Es  ist
vorgesehen,  dass  alle  Einsenderinnen  und  Ein-
sender  ein  Freiexemplar  des   geplanten  Sam-
melbandes erhalten, wenn der eingesandte Artikel
in die  Veröffentlichung aufgenommen wurde.  Um
die  Veröffentlichungsrechte  kümmert  sich  die
Stiftung.  Einsendungen  (Originale  oder  Kopien)
sind per Post bzw. per Mail erbeten bis 31.12.2016
an  die  Stiftung  ProAlter,  An  der  Pauluskirche  3,
50677 Köln, Mail: info@stiftung-pro-alter.de
(Quelle:  Mittlg. der Stiftung ProAlter)

Wer im Alter noch Abenteuer sucht,
der kann u.a. auch bei unseren Automatenhelfern
im  Hauptbahnhof  mitmachen.  Seit  dem  3.
November  2008  helfen  Seniorinnen/Senioren
älteren  und  jüngeren  Bahnkunden  bei  der
Bedienung  der  Fahrkartenautomaten  im  Bremer
Hauptbahnhof. 

Montags bis freitags von 14.00 bis 16.00
Uhr  stehen  10  ehrenamtliche,  von  der  DB  aus-
gebildete  Seniorinnen/Senioren  an  den  Bahnkar-
tenautomaten der DB AG in der Nähe des Durch-
gangs zum Reisezentrum bereit, ursprünglich, um
ihren  Altersgenossen  zu  helfen,  die  Schwellen-
angst bei der Bedienung der Fahrkartenautomaten
zu  überwinden.  Aber  inzwischen  nehmen  auch
viele jüngere Bahnkunden diese Hilfe dankbar in
Anspruch.

Dieses Projekt, initiiert von der SV Bremen
in Kooperation mit der DB AG, ist in Deutschland
einmalig und funktioniert auch nach 8 Jahren  noch
so  gut,  dass  die  Ehrenamtlichen  es  aus  Freude
daran  und  zum  Wohl  der  ratsuchenden  Bahn-
reisenden weiter aufrecht erhalten wollen. 

6 vom Fähnlein der 10 Aufrechten
v.l.: Kl. Heising, S. Hackbarth, H.-H. Sommer, 
       K. Feyerabend, J. Saeger, M.   Rönsberg 

Am  11.Mai  2016  trafen  sie  sich
nachmittags mit einigen Vorstandsmitgliedern und
mit  dem  Pressesprecher  der  SV  Bremen  und
erzählten  gut  gelaunt  und  begeistert  von  ihren

Erlebnissen an den Automaten. Diese erwachsen
nicht nur aus der Vermittlung der Kenntnisse und
Findigkeiten  bei  der  Bedienung  der  modernen
Automatenmonster,  sondern  auch  aus  den  Ge-
sprächen  mit  jungen  und  alten  hilfesuchenden
Bahnkunden oder aus Begegnungen mit anderen
Menschen,  die  sich  im  Bahnhof  mal  gerne  mit
jemand  unterhalten,  der  Zeit  für  sie  aufbringt.
Aufgrund  ihrer  regelmäßigen  Fortbildung  kennen
sich in allen Tricks der Ticketbeschaffung bestens
aus, z.B. wie man günstige Fahrpreise nutzen,  wie
und wo man im IC Fahrräder transportieren oder
auf dem Bahnsteig Tickets entwerten kann.  Dabei
finden auch interessante Begegnungen mit In- und
Ausländern  statt,  wobei  sich  häufig  die
Fremdsprachenkenntnisse auffrischen lassen. 

So umfasst  inzwischen die ehrenamtliche
Automatenhilfe  etwa  70%,  während  30%  der
Tätigkeit  einer  gewissen  „sozialen  Betreuung“
dienen, sowohl bei älteren als auch bei jüngeren
Leuten.  Kein  Wunder,  dass  sich  gerade  unter
diesen  Umständen  die  Automatenhelfer/-innen
weniger  als  Dienstleister  der  DB  AG  verstehen,
sondern  als  Mitarbeiter/-innen  der  SV  Bremen.
Und diese tut gut daran,  die Automatenhelfer auch
weiterhin  zu  unterstützen  und  das  Projekt  zum
Wohle  und  zur  Freude  vieler  Menschen  zu
erhalten. 

Unsere  Ehrenamtlichen  wünschen  sich
Nachwuchs, nicht so, wie Sie jetzt denken mögen,
sondern  lebensfreudige,  bereits  erfahrene  und
hilfsbereite  Seniorinnen/Senioren.  Wer  bereit  ist,
sich  auch  im  Alter  noch  auf  das  Abenteuer  der
eigene Fortbildung sowie  der Begegnung mit und
der Hilfe für andere Menschen   einzulassen, der
melde  sich  bitte  in  der  Geschäftsstelle  der  SV
Bremen:  Tivoli-Hochhaus,  Bahnhofsplatz  29,
28195 Bremen, Tel.:  0421-361 6769 oder E-Mail:
seniorenvertretung@soziales.bremen.de.

Gerd Feller

Impressum
Landesseniorenvertretung

Tivoli-Hochhaus, 4.Etage, Z.14
Bahnhofsplatz 29
28195 Bremen,

Tel.: (0421) 3 61 67 69
E-Mail: Seniorenvertretung@soziales.bremen.de

www.seniorenlotse.bremen.de/senioren-vertretung

Der DURCHBLICK ist das Mitteilungsblatt  der
Seniorenvertretungen im Lande Bremen

Redaktion:
Gerd Feller  (V.i.S.d.P)

E-Mail: gerd.h.feller@nord-com.net

Der DURCHBLICK
erscheint monatlich auch im Internet unter
www.seniorenlotse.bremen.de/senioren-

vertretung/Durchblick
Redaktionsschluss: Jeweils der 15. des Monats, der dem

nächsten Erscheinungstermin vorausgeht.
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Stiftungsdorf – Gröpelingen genişliyor

Stiftungsdorf   (  Vakıf  sitesi  )  Gröpelingen
2004 senesi sonu eski itfaiyenin bulunduğu yerde
hizmete  açıldı.Sitede  ,yaşlılar  için   bazı  servis
hizmetlerininde  verildiği   59  daire  bulunmakta
bunlardan 14 daire yaşlı göçmenlere, 8 daire genç
engellilere ayrılmış durumda. Sitenin bulunduğu iç
avluda   ayrıca  sanatçılara  aid  atölye  ,galeri,
kafeterya, Volkshochschule  şubesi, 1-3 yaş arası
çocuklar  için  bir  çocuk  yuvası,  Göçmenler  ve
Kültürlerarası Araştırma Merkezi (ZİS) ve ZİS e ait
bir  danışmanlık  bürosu  ve  türlü  etkinliklerin
yapıldığı bir  toplantı yeri de mevcut. Siteye ilave
edilecek  olan  son  bölümün  temeli  24.03.2016
tarihinde çok sayıda davetli ve site sakin-lerininde
bulunduğu  törenle
atıdı. Site yöneticisi
Petra  Meinking,
Bremer  Heimstif-
tung  mali   yöne-
ticisi Andre Vater ve
mühendis  Ulrich
Tilgner(sağdan  ilk)
tarafindan  içinde
günlük          
                      (Foto:   Martin  Rospek,  Bremer Heimstiftung)
gazete, yapı planı ve birkaç  euro metal paranın
bulunduğu   -  zaman  kapsülü  –   duvar  içine
yerleştirildi. Bu son  bölüm ile siteye 21 daire daha
ilave  edilmiş  oluyor.Ayrıca  ilave  edilen  kısımda  ,
yalnız  yaşayan  veya  aile  fertleri  tarafından
bakılabilme  olanağı  olmayan  yaşlılar  ve  aynı
zamanda yaşlı göçmenler içinde düşünülmüş olan
ve  yaşlıların  evlerinden  alınıp  tekrar
götürülebileceği   çok  kültürlü  bir  günlük  bakım
hizmeti de planlanmış durumda.
Bremen Yaşlılar Temsiciliği proje için başarılar diler.
(Stiftungsdorf  Gröpelingen  erweitert  sich,  DURCHBLICK
196,S.5)                                                               Zeynep Sümer

  Kamusal alanda artan güvensizlik
02.  02.  2016  Delegeler  Kurulu  toplantısı

sırasında kamusal alanda artan güvensizlik sorunu
ele  alındı  ve  bu  konuda  bir  basın  açıklaması
yapılmasına karar  verildi  .  Açıklamada:  Bremen
Yaşlılar Temsilciliği'nin 02.02.2016 tarihli  Delegeler
meclisinde  katılımcıların,  şikayette  bulundukları,
Bremen´de  belirsizlik  ve  yaşlıların  korkularının
şehir  merkezinde  ve  mahallelerde  büyüdüğü
belirtildi.

Bunun sorumlusu  çok sayıda  soygun ve
taciz,  dolandırıcılık  girişimleri  ve  kapıda  ya  da
telefonda  başarılı  olan  dolandırıcılık  olaylarıdır,
genellikle bu yaşlılar ve sık sık engelliler ile oluyor.
Buna  ek  olarak,  polis  ve  yargının  reaksiyonları
hakkında  medya  raporları  maalesef  şu izlenimi
vermekdedir.Polisin  bu  tür  olayları  kanun
çerçevesinde  halletmek yerine  istasyondaki

kriminal  gençlere  karşı  eli  bağlı  durumda
olduklarını,  kendini  koruma  önerisi,   soygunculuk
girişimi  hissettikleri zanlılardan mesafeli  olmak ve
dikkatli  hareket etmek  önerileri  yaşlılar tarafından
pek iyi tepkiyle karşılanmadı.Hemen ,eşit olmayan
güç ilişkisini düşünüyorlar,  sağlık  risklerini ve
devletin egemen  yetkiye  sahip  olduğunu  ve
vatandaşların   verdikleri  vergilerle,devletin onların
emniyetini  sağlamak  zorunda  olduğunu
belirtiyorlar.  Kendilerini  koruma  düşünceleri
bibergazıspreyi  , elektroşok  veya  vatandaş
savunma  örgütü  gibi,  ancak  bunlar  ne  güvenlik
nede siyasi yöntemler.

Eğer  suçlara  karşı   sözde  yasalara
rağmen,  kentimizin ve vatandaşlarımızın emniyeti
sağlanamıyorsa,  insanlar  güvensiz  ise,  onlar
şehirde  güvenle ve  korku  olmadan  hareket
edemiyorsa, bizim anayasal devletimizde bir şeyler
doğru  değil  demektir. Bu  nedenle  Bremen
YaşlılarTemsiciliği Senato´dan  ve polisden ,kanun
önünde  eşitlik,  anayasal  ilkeler,  kamu  otoriteleri
yükümlülüğü, insanın onurunu korumak , yaşam ve
fiziksel  bütünlük  hakkı  ,mülkiyetin  korunması,
Bremen  vatandaşlarının  suç  tehditleri olmadan
kentte yaşayabilmelerini sağlamalarını talep ediyor.
Aktiv olarak suç işleyenler, kültürel çevre ve sosyal
statülerine  bakılmadan  kanunun  sert  yönünü
hissetmeliki, böylece özellikle genç suçlularda hızlı,
sürdürülebilir  öğrenme  süreci  kurulabilinmesi
sağlanılsın. Politikanın görevi, yetkili kurumları öyle
donatmalıki,   görevlerini  yerine  getirebilsinler.  Bu
nedenle  Bremen  Yaşlılar  Temsiciliği  polisin
kamusal  alanlarda  yeniden  daha  fazla  olarak
görünmesini  talep  ediyor.  Bu  geçmişte  ihmal
edilmiş  olan  personel artışını içerir. Bu bağlantıda
şehir semtlerinde polis pozisyonlarının tekrar hızlı
bir  şekilde  doldurulmasını  ve  polis  ekiplerinin
arttırılmasını talep ediyor.  Yönetim  Kurulu   ayrıca
İçişleri Senatörü ve Emniyet Müdürü ile bu konuda
bir görüşme kararı almıştır. 
(Zunehmende Unsicherheit  im Öffentlıchen Raum, Durchblick
194, S.3)                                         Gerd Feller

 AB kampanyası "Hasta haklarında sınır yok"
Avrupa'da  14  ülkede  hasta örgütleri  ile

işbirliği  içinde   olan  Sağlık  Girişimi   Augsburg
(Bürger  İnitiative  Gesundheit  e.V.)hastaların
haklarını genişletmek ve güvence altına almak için
2016 yılındaki kampanya etkinliğine katıldı. 
Bu  tedbir  AB  yasası 2011/24  uygulanmasına  ve
Avrupa  içerisinde  hasta  sınır  ötesi  sağlık
hizmetlerine  yönelikdir.  Kullanışlı  detayları  ile
Avrupa  Komisyonu  tarafından  sağlanmış  bilgileri
içerir,  her  ülkedeki  Ulusal  Temas  Noktalarına
başvurular  ile  birleştiğinde,  her  ülkede,   nadir
hastalıkları  olan  kişiler  için  bilgi  toplamı
sağlanılacaktır. 
                           (Devami sayfa 10)     



10                    DURCHBLICK –  Juni  2016  

 
                         (Sayfa devami 9)   

2002  Hasta  Temel  Hakları  Şartı  Avrupa
vatandaşları dernekler tarafindan kabul edildi.  Bu
şartlar 14 hak içerir:
Önleyici tedbirler hakkı - Erişim hakkı- Bilgi hakkı-
Rıza  hakkı-  Seçim  özgürlüğü-  Mahremiyet  ve
gizlilik hakkı- Hastanın hayatına saygı gösterilmesi-
Kalite  standartlarına  uyulması  hakkı-  Güvenlik
hakkı-  Yeniliğe hak-   Gereksiz  acı  ve  ağrıyı
önlemek için  hak-  Bireysel  tedavi  hakkı-Tazminat
hakkı -  Şikayet  hakkı .Bütün bu haklar AB Temel
Haklar  Şartında (md.  35)  dayanağı  vardır ve
Avrupa  vatandaşlarının sağlığı  için hayati  önem
taşımaktadır.  Bu  hakların  büyük  çoğunluğu  AB
sağlık  sistemlerinde  temel  değerler  ve  ilkeler
üzerinde Konsey kararlarında bulunuyor ve resmen
2006  yılı  Haziran  ayında  kabul  edilmiştir.  AB
direktifi  2011/24  /  EU  ise,  sınır  ötesi  sağlık
hizmetlerinde hasta haklarının kullanılması resmen
özgür seçim hakkı ve bilgi edinme hakkı gibi kabul
edildi.  AB  Direktifi § 6  -1  göre   Üye  devletlerin ,
hasta  örgütleri,  sağlık  hizmeti  ve  sağlık  sigorta
şirketlerinden oluşan  irtibat  noktalarının tanınması
ve  teşvik  edilmesi  öngörülmektedir. Bu  aynı
zamanda  , Hasta  Hakları  Avrupa  Şartının  en
yüksek  ilkesi   olan  "Sağlık politikası
oluşturulmasına   katılmak"  hakkı   için  de
geçerlidir.Kampanyanın diğer içerikleri Mayıs 2016
da AB ülkelerinde geniş şekilde  ilan edilecektir. Bu
kurumun tek Alman üyesi olarak, hasta haklarına
uyum açısından mevcut gelişimde hasta haklarının
incelenmesini  ve buna uyulmasını talep ediyoruz.
Aynı  şekilde,  Almanya'da  hastaların  haklarının
daha  fazla  kısıtlanmasını durdurmak  amacıyla,
çeşitli medya guruplarını vatandaşlara bu haklarını
tanıtmak  için  çağırıyoruz.  Daha  fazla  bilgi   ve
seçenek  için,  herzaman  bizimle  irtibata  geçiniz.
Alman sağlık sisteminin  geliştirilmesi ile ilgili olarak
,vatandaş/  sigortalı  /  hasta  haklarının  hızla
kısılmasını engelleme   eylemine   acil  bir  ihtiyaç
vardır.  Basın  ofis  temas:  Beethovenstr.2,  86150
Augsburg, Tel.:0821-50 86 79 60 / Faks: 0821-50
86 79 69
www.buerger-initiative-gesundheit.de 
presse@buerger-initiative-gesundheit.de
(Vatandaşların sağlık E.V. basın açıklaması, 
Augsburg)
(Patientenrechte haben keine Grenzen, Durchblick 195, S. 2/3)

  Yuvarlak masa  Hospiz ve palyatif bakımda
gerçekten yeni bir şey yok

11.6.15-8.2.16 tarihleri arası mola bu kadar
önem taşıyan bir sorun için  uzun bir ara.-  Sağlık
Senatörlüğü bölümünden gelen açıklamaya göre -
bu mülteci konusu yüzüden oldu Bu arada 8.12.15
tarihinde büyük bir çoğunlukla,  Hospiz  ve  Palyatif
Bakım Geliştirme Yasası yürürlüğe girdi.    

Bremen'de 2012  den beri Klinikum Links
der Weser de başarıyla  test  edilen palyatif bakım

hizmetinin  bütün  Bremen  hastanelerinde
kurulması  tartışıldı. O  zamanlar,  Sağlık  Senatörü
palyetif   hizmetleri  için  uğraşmış ancak  sonuçta
muhtemelen   GENO  yönetimi  yüzünden  bunu
hizmete  geçirememişti.Bu  Kasım  2014  yılında
yuvarlak  masadan  üç  tıp  uzmanının  ayrılmasına
sebep  oldu.  Yeni  yasaya  göre  ,artık   bir  parça
olarak  her hastane bir palyetif   bakım hizmetleri
içeriyor. Ama bunu uygulamak yerine,  her hastane
için tıbbi palyatif görevli getiriliyor. Ancak, böyle bir
Temsilcinin yetkisi  bugüne  kadar  açık  bir  soru
olmakta ve   ayrıca  ,   başarılı  ,böyle  bir  projeyi
denemiş profesyonelleri dinlemek yerine  Bremen
´deki  durumu  bilmeyen  meslek  birliklerinin
dinlenilmesi belirsizdir. KLdW olarak, irtibat hizmeti
ile somut ve bilimsel  değerlerde bir deneyim yaptı
ve tüm istasyonlarda etkilenen insanların kapsamlı
bakımı, ölümcül  hasta  ve  yakınları  üzerinde
garanti verebilindi. 

Bremen'de  uzman  ayakta  palyatif  bakım
(Spezialisierte  Ambulante  Palliativversorgung
-SAPV -) çok iyi çalışıyor ve inanılır cesaret verici
oldu,  bu yüzden İkinci  ekip DIAKO da çalışmaya
başlayabilir.   Bu  nedenle,  hala  ihtiyaçların
karşılanmış olmamasına rağmen, KLdW  ,  SAPV
ekiplerine  yardım için  katkıda  bulunacaktır.  Yeni
yasa ile bağlantılı olarak ilan edilen, mali etki hiçbir
olumlu  etki  elde  etmemiştir.  Şimdi  doktorlar  için
uygulama yönetmelikleri beklenilmekte. Finansman
konusu  halledildikten sonra,  Bremerhaven'da 20
yıl  gibi  zor  bir   süreden sonra  hospiz  bakım evi
yapılmasına başlanılacatır.  Bir  sorun  da
huzurevlerinde görülmekte.  Ağır  bakıma  muhtaç
olanların  sayısı  giderek  artmaktadır.  Bu  nedenle
palyatif  hastalar  geçici süre  için  bakım
istasyonlarında  tedavi   edilmektedir.  Bu  aynı
zamanda  giderek  palyatif  bakım  hizmetleri
ihtiyacının evlerde  bakım ihtiyacını   arttıracağı
anlamına gelir. Ancak bunun bakıcılar için fazla yük
olması muhtemeldir. Ancak, burda palyatif bakımda
hastaya onurlu bir ölüm hedeflenmelidir,   palyatif
hastaların artışı  nedeniyle  , kısa vadeli  ve  geçici
bakım , etkilenenlerin orada  öleceği,  nihai hedefi
askıya  alacaktır.  Bunla  ilgili  veri  henüz  mevcut
değildir.  Hospiz  ve  palyatif  bakımda  genişleme
sadece dernek kurallarına göre genişleme değilde,
yerinde bilimsel  bilgi  odaklı  olması  ilginç  olur.
Bremen  Heimstiftung  adına   tüm  tesislerinde
örgütlenme ve  SAPV gelişmesi  için  arzu  tüm
organlarda  var.  Ancak,  genel  tıbbi  bakım  hizmet
sayısının  artması  nedeniyle,  tıbbi  acil  servis
özellikle teşvik edilmelidir. 
(Nichts wirklich Neues vom Runden Tisch, Durchblick 194  S.7)

                       E.Scharff/G.Feller
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